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Den SBB droht Ärger im Ausland
Der internationale Bahnverkehr ist ein Konfliktfeld zwischen der EU und der Schweiz

TOBIAS GAFAFER

Die SBB sind in Süddeutschland er-
folgreich im Regionalverkehr aktiv. Mit
einer Tochtergesellschaft betreiben sie
mehrere grenznahe S-Bahn-Strecken, ab
Basel und Schaffhausen oder von Kon-
stanz nach Engen. Die Differenzen zwi-
schen der Schweiz und der EU drohen
sich nun jedoch auch auf das Engage-
ment im Nachbarland auszuwirken.

Bis anhin dürfen sich Schweizer
Transportunternehmen an Ausschrei-
bungen in EU-Ländern beteiligen.
Das ist Brüssel ein Dorn im Auge, wie
eine Sprecherin des Verkehrsministe-
riums des Bundeslandes Baden-Würt-
temberg gegenüber der NZZ antönt.
Innerhalb der EU-Kommission gebe es
Überlegungen, schweizerischen Unter-
nehmen den Marktzugang in die EU zu
verwehren, solange die Schweiz ihren
Bahnmarkt nicht ihrerseits für auslän-
dische Anbieter öffne, sagt sie.

Die EU-Länder haben den Personen-
und Güterverkehr liberalisiert oder sind
dabei, dies zu tun. Die Schweiz hat da-

gegen nur den Güterverkehr für die Kon-
kurrenz geöffnet. Die EU fordert seit
längerem, dass sie auch den internatio-
nalen Personenverkehr nicht abschot-
tet. Mit dem Landverkehrsabkommen
hat sich Bern grundsätzlich verpflichtet,
im grenzüberschreitenden Verkehr die
Marktzugangshürden abzubauen.

Der internationale Bahnverkehr wird
auch bei neuen Verhandlungen über die
institutionellen Fragen zwischen Bern
und Brüssel ein Thema sein. Der Bun-
desrat soll in einer seiner nächsten Sit-
zungen über ein neues Verhandlungs-
mandat entscheiden.

Monika Ribar wehrt sich

Die SBB wehren sich jedoch gegen eine
Öffnung des grenzüberschreitenden Per-
sonenverkehrs. Sie sprechen seit länge-
rem von einem Paradigmawechsel, der
weitreichende Folgen für das Schweizer
ÖV-Modell hätte. Anfang Jahr hat der
SVP-Bundesrat Albert Rösti das Ver-
kehrsdepartement (Uvek) übernom-
men. Seither vertritt die SBB-Spitze

um Verwaltungsratspräsidentin Monika
Ribar ihre ablehnende Haltung offen-
siver. Die SBB müssten ihr Angebot
reduzieren, weil im Bahnnetz Kapazitä-
ten fehlten, gab Ribar in einem Inter-
view zu bedenken.

Ohne die Bundesbahnen wird eine
Lösung mit der EU schwierig. Der
Bundesrat hat Röstis Uvek und wei-
tere Departemente deshalb im Novem-
ber beauftragt, die Gespräche mit den
SBB über den internationalen Personen-
verkehr fortzusetzen. Der Direktor des
Bundesamts für Verkehr, Peter Füglista-
ler, hat skizziert, wie eine Lösung ausse-
hen könnte.Eine Öffnung des internatio-
nalen Personenverkehrs könnte an Be-
dingungen geknüpft werden, sagte er in
einem Interview mit den Zeitungen von
CH Media. So müssten die Züge eines
ausländischen Betreibers ins Schweizer
Tarifsystem integriert werden.

Nur: Die Position der SBB deckt sich
mit der offiziellen Haltung des Bundes-
rats. Dieser hat nach Abbruch der Ver-
handlungen für einen Rahmenvertrag im
Juni 2021 beim internationalen Bahnver-

kehr eine Kehrtwende vollzogen. Noch
unter der SP-Verkehrsministerin Simo-
netta Sommaruga schätzte die Regie-
rung den Nutzen einer Marktöffnung,
die sie zuvor positiv beurteilt hatte, als
gering ein. Der Bundesrat müsste seine
Haltung also erneut ändern.

Fürsprecher in Stuttgart

In Baden-Württemberg tickt jedoch die
Uhr.Das Bundesland wird ab Ende 2027
alle Linien, die heute die SBB betreiben,
neu ausschreiben. Es setzt sich nun für
die Schweizerischen Bundesbahnen ein.
Die Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit
sei deutlich höher als bei anderenAnbie-
tern, sagte der zuständige Minister Win-
fried Hermann bei der letzten Vergabe.

Das baden-württembergische Ver-
kehrsministerium würde es begrüssen,
wenn sich die SBB mit ihrer deutschen
Tochter weiterhin an Ausschreibungen
beteiligten, sagt eine Sprecherin. «Wir
haben bei der EU-Kommission unse-
ren Wunsch nach einer weiteren Tätig-
keit der SBB GmbH in Baden-Württem-
berg platziert.»

Baden-Württemberg hat Brüssel
auch darauf hingewiesen, dass die SBB
weiterhin nur in den grenznahen Räu-
men der Schweiz tätig wären. Das Ver-
kehrsministerium in Stuttgart zeigt sich
optimistisch, dass die EU-Kommission
diese Gesichtspunkte in ihre Abwägun-
gen mit einbezieht.

Es wäre jedoch nicht das erste Mal,
dass sich die EU-Kommission dogma-
tischer verhält als ein Mitgliedsstaat.
Deutschland setzte sich in Brüssel be-
reits dafür ein, dass die Schweiz voll ans
Forschungsprogramm Horizon Europe
assoziiert wird. Doch die Kommission
blieb hart. Sie hat den vollen Zugang
Berns zu Horizon an Fortschritte bei den
institutionellen Fragen geknüpft. Bis zur
formellenAufnahme neuerVerhandlun-
gen ist Brüssel nur bereit, Sondierungs-
gespräche über die Forschung zu führen.

Im Raum steht auch die Frage, ob die
günstigen Konditionen, die der Bund
den SBB für die Beschaffung von Roll-
material gewährt, mit den Beihilferegeln
der EU vereinbar sind. Diese will auch
das Landverkehrsabkommen entspre-
chenden Vorgaben unterstellen. Für die
Leistungen der SBB in Baden-Württem-
berg dürfte dies jedoch unproblematisch
sein. Bei künftigen Ausschreibungen will
das Bundesland das Rollmaterial ohne-
hin selber beschaffen. Heute setzen die
SBB in Süddeutschland noch eigene
Triebzüge des Typs Flirt ein.

Brüssel verlangt, dass Bern den internationalen Personenverkehr liberalisiert, wie beim Güterverkehr bereits geschehen. A. RAMP / NZZ

NACHTRAG
zz. · Zum Artikel «Erbstreit in russi-
scher Oligarchenfamilie eskaliert in der
Schweiz» in der NZZ vom 28. August
2023 hält die Redaktion fest: Das Bun-
desstrafgericht ist am 31. Oktober 2023
auf die Beschwerde der Damen Bur-
lakowa nicht eingetreten; diese seien
keine geschädigten Personen und hät-
ten keine Verletzung ihnen zustehen-
der Rechte erlitten. Der Entscheid ist
rechtskräftig. Die Unterstellungen der
Damen Burlakowa bezüglich von ihnen
mutmasslich erlittenen Betrugs, Geld-
wäscherei, Urkundenfälschung usw. sind
damit juristisch vom Tisch.

Wie weiter beim
Armeebudget?
Die Mitte hat es in der Hand –
doch sie ist gespalten

fab. Bern · Wenn das nur kein Omen ist.
Sollte das erste wichtige Geschäft des
neuen Parlaments ein Vorzeichen sein
für die nächsten vier Jahre, muss sich die
Schweiz auf einiges gefasst machen. Die
Rede ist von der Beratung des Bundes-
budgets für das nächste Jahr. Nachdem
der Ständerat letzte Woche einen un-
rühmlichen Anfang gemacht hatte, bei
dem er die Regeln der Schuldenbremse
nur noch mit einem buchhalterischen
Kunstgriff hatte einhalten können, war
der Nationalrat an der Reihe.

Ähnlich wie im Ständerat wurde es
am Ende hektisch. Summa summarum,
nach Abrechnung sämtlicher Änderun-
gen am Budgetentwurf, war das Defi-
zit grösser, als es gemäss den Vorgaben
der Schuldenbremse sein darf. Damit
ist auch klar, dass der Nationalrat unter
dem Strich mehr ausgeben will als der
Bundesrat. Dessen Vorschlag liegt mit
einem Minus im ordentlichen Haushalt
von 480 Millionen Franken knapp inner-
halb des erlaubten Rahmens.

Weil im Nationalrat die Aufstockun-
gen grösser ausfielen als die Kürzungen,
fehlten am Ende 18 Millionen Franken.
Und wer will schon ein Budget verab-
schieden, das die in der Verfassung ver-
ankerte Schuldenbremse verletzt? In
derselben misslichen Lage war vergan-
gene Woche der Ständerat. Er griff in
der Not zu einem unorthodoxen Mit-
tel und beschloss eine Kreditsperre in
Höhe des verbotenen Fehlbetrags, um
das Budget künstlich ins Lot zu bringen.

Der Nationalrat wählte einen ande-
ren Trick: Man nehme einen grossen
Budgetposten, über den man eigentlich
schon entschieden hat, der sich aber
kurzfristig noch reduzieren lässt, und
kürze ihn gerade so stark, dass das läs-
tige Defizit auf dem Papier verschwin-
det. Fündig wurde man beim gut dotier-
ten Fonds für die Eisenbahn. Die Mitte-
Fraktion schlug vor, die Einlage um 18
Millionen zu senken. Mangels Alterna-
tiven fand der Trick eine Mehrheit. Der
Budgetentwurf übertraf damit die mini-
male Vorgabe der Schuldenbremse um
0,2 Millionen.

Die Begeisterung für das Werk ist je-
doch gering. In der Gesamtabstimmung
wäre das Budget beinahe gescheitert
(79 zu 75 Stimmen). Die Linke lehnte
es ab, weil sie mehr ausgeben möchte.
Die SVP zeigte sich zwar ebenfalls unzu-
frieden, enthielt sich aber mehrheitlich
der Stimme, um den Absturz zu vermei-
den. Am Donnerstag ist es nun wieder
am Ständerat, eine tragfähige Lösung
zu suchen.

Bei einer wichtigen Differenz sind
die parteipolitischen Vorzeichen umge-
kehrt: Für die Armee möchten die bür-
gerlichen Parteien mehr ausgeben, die
SP und die Grünen weniger. Den Aus-
schlag gibt wie üblich die Mitte-Partei.
Im Ständerat haben etliche ihrer Vertre-
ter mitgeholfen, im Finanzplan ab 2025
höhere Armeebudgets vorzusehen als
vom Bundesrat geplant.

Im Nationalrat hingegen hat sich die
Mitte-Partei geschlossen dagegen ausge-
sprochen. Diese Differenz dürfte in den
nächsten Tagen noch zu reden geben. In
anderen Punkten besteht bereits Einig-
keit. Insbesondere werden die Budgets
für die Landwirtschaft und den Regio-
nalverkehr im Vergleich zum Entwurf
des Bundesrats um 70 beziehungsweise
55 Millionen Franken höher angesetzt.

Liechtenstein entdeckt die Frauen
Das Fürstentum leidet unter einem Mangel an Arbeitskräften, obwohl es bereits mehr Beschäftigte als Einwohner hat

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Kaum eine Branche in Liechtenstein,
die nicht über Probleme bei der Perso-
nalsuche klagt. Gesucht werden nicht
nur bestens ausgebildete Fachkräfte,
sondern generell Arbeitskräfte auf allen
Ebenen. Martin Meyer, Präsident der
Wirtschaftskammer Liechtenstein, ging
im Sommer von rund 1000 unbesetzten
Stellen aus. Die jüngsten Konjunktur-
daten deuten darauf hin, dass sich die
Situation nicht wesentlich verändert hat.
Der Wirtschaft geht es gut, die Umsätze
der 25 grössten Unternehmen stiegen im
ersten Halbjahr 2023 um 15 Prozent, für
das ganze Jahr wird eine Fortsetzung der
Umsatzsteigerungen prognostiziert. Die
Arbeitslosenquote liegt bei 1,4 Prozent,
so tief wie seit Jahren nicht mehr.

14400 Pendler aus der Schweiz

Die Politik hat auf die Klagen der Wirt-
schaftsverbände über den Arbeits-
kräftemangel reagiert. Das Ministerium
für Wirtschaft beauftragte im Frühjahr
eine Arbeitsgruppe, die Auswirkungen
des Arbeitskräftemangels auf den Wirt-
schaftsstandort zu analysieren. Liech-

tenstein Marketing, verantwortlich für
die Vermarktung des Landes als Wirt-
schafts- und Arbeitsstandort, reagierte
mit einer bunten Werbekampagne, um
Arbeitskräfte aus dem benachbarten
Ausland anzuziehen.

Aus diesen Gebieten pendeln jetzt
schon mehr als die Hälfte der Arbeits-
kräfte nach Liechtenstein. Ende 2022
registrierte das Amt für Statistik rund
39 700 Einwohner und 42 500 Beschäf-
tigte, womit die Zahl der Arbeitsplätze
die Einwohnerzahl bereits übertroffen
hat. Von den 24 200 Zupendlern kom-
men 14 400 aus der Schweiz, wobei es
sich nicht ausschliesslich um Schweizer
Staatsbürger handelt, sondern auch um
viele Arbeitskräfte aus EU-Ländern, die
ihren Arbeitsort in Liechtenstein haben,
den Wohnsitz aber in der Schweiz.

An diesem Regime, das Vorteile für
beide Länder hat, soll vorerst nicht ge-
rüttelt werden: Liechtenstein mit sei-
nem beschränkten Wohnraum kann da-
mit seine restriktive Ausländerzulassung
weiterführen, während die Schweiz auf-
grund eines fehlenden Doppelbesteue-
rungsabkommens von den Abgaben der
Grenzgänger profitiert. Die Regierung
hat auch der Anfrage, mit einer Ände-

rung bei den Kurzaufenthaltsbewilligun-
gen die Personalnot im Gastgewerbe zu
mildern, eine Absage erteilt.

Es entspreche dem Wesen der Kurz-
arbeitsbewilligungen, dass ihre Inha-
ber nur eine Aufenthaltsbewilligung
von einem Jahr erhielten. Eine Ausdeh-
nung dieser Bewilligungsart würde aus-
serdem den EWR-rechtlichen Anforde-
rungen widersprechen, die im Rahmen
einer Sonderlösung mit der EU ausge-
handelt wurden.

Unausgeschöpftes Potenzial

Laut einer Untersuchung der Stiftung
Zukunft.li wird sich der Kampf um
Arbeitskräfte in den nächsten Jahren
noch verstärken. Die Bevölkerungsent-
wicklung in Liechtenstein zeigt schon
heute auf, dass in absehbarer Zeit mehr
Arbeitskräfte den Arbeitsmarkt ver-
lassen werden, als jüngere Jahrgänge
nachfolgen. Diese Entwicklung zeigt
sich jedoch auch in den Nachbarregio-
nen Liechtensteins, womit der Fluss
von Zupendlern versiegen oder zurück-
gehen könnte – besonders dann, wenn
diese Regionen die Rahmenbedingun-
gen für die Arbeitskräfte verbesserten

und es weniger attraktiv würde, täglich
über die regelmässig verstopften Grenz-
übergänge nach Liechtenstein zu fahren.

Auf dem ausgetrockneten Arbeits-
markt Liechtenstein lassen sich kaum
mehr Fach- oder Arbeitskräfte rekrutie-
ren. Mit einer Ausnahme, wie die Wirt-
schaftsverbände und die Stiftung Zu-
kunft.li betonen: Noch sei das Potenzial
der weiblichen Arbeitskräfte nicht aus-
geschöpft. Martin Meyer, Präsident der
Wirtschaftskammer, sieht hier ein gros-
ses Potenzial. Im Fokus hat die Wirt-
schaftskammer Frauen, die nach eini-
gen Jahren als Mutter einen Wiederein-
stieg in das Berufsleben planen.

Allerdings brauche es dazu Ange-
bote der Wirtschaft, um Familienarbeit
und Beruf besser unter einen Hut brin-
gen zu können, sowie neue Modelle
in der Sozialpolitik. Auch für Thomas
Lorenz, Geschäftsführer der Zukunfts-
stiftung, ist das Arbeitskräftepotenzial
der Frauen noch nicht ausgeschöpft. Die
Frauenerwerbsquote in Liechtenstein
sei relativ niedrig. «Wären Liechtenstei-
nerinnen im gleichen Ausmass erwerbs-
tätig wie die weibliche Bevölkerung der
Schweiz, könnten rund 7000 Vollzeitstel-
len zusätzlich besetzt werden.»
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Der Kanton Zürich senkt die Steuern –
aber die Einsparungen sind minimal
Die meisten Einwohner dürften kaum spüren, dass der Steuerfuss reduziert wird

ZENO GEISSELER

Es ist hart, aber wahr: Die meisten Ein-
wohner interessieren sich nicht dafür,
wie viel Geld genau ihre Gemeinde, ihr
Kanton oder ihr Land ausgibt.Entschei-
dend für sie ist vor allem, wie hoch ihr
Anteil ist, welcher Betrag also auf ihrer
Steuerrechnung steht. Genau dazu gibt
es im Hochsteuerkanton Zürich einen
kleinen Lichtblick. Am Dienstag, dem
zweiten Tag der kantonalen Budget-
debatte, hat das Kantonsparlament eine
Steuersenkung beschlossen. Sie hält sich
allerdings in engen Grenzen.

Zur Auswahl standen drei Optionen:
Erstens schlug die Regierung vor, den
kantonalen Steuerfuss um einen Punkt
von 99 auf 98 Prozent zurückzunehmen.
Dabei wurde sie von der Mitte und der
GLP unterstützt. Zweitens beantragten
die FDP und die SVP, den Satz sogar um
zwei Punkte auf 97 Prozent zu reduzie-
ren. Die Linke schliesslich wollte den
Steuerfuss bei 99 Prozent belassen.

Ein Pünktchen weniger

In derAbstimmung schied als Erstes der
Antrag der Linken aus, den Steuerfuss
unverändert zu belassen. Dann stimm-
ten 95 Ratsmitglieder dafür, den Satz um
einen Punkt zu reduzieren, 76 waren für
die doppelt so hohe Senkung.Das abso-
lute Mehr lag bei 87 Stimmen.

Rein finanziell fällt dieses eine Pro-
zent kaum ins Gewicht: Ein Ehepaar
aus der Stadt Zürich mit einem steuer-
baren Einkommen von 100 000 Fran-
ken liefert heute rund 12 600 Franken
an die Gemeinde, den Kanton und den
Bund ab. Dies zeigen Daten des On-
line-Steuerrechners des Bundes. Wenn
der Kanton seinen Steuerfuss um einen
Punkt zurücknimmt, sinkt die Steuer-
rechnung des Ehepaars um 49 Franken.
Das reicht für je eine Pizza.

Diese geringe Einsparung war imRat
links wie rechts ein Thema. Die Bürger-
lichen argumentierten, dass die Senkung
kaum spürbar sei, weshalb es eine deut-
lichere Reduktion brauche. Ausserdem
sei die Finanzlage des Kantons insge-
samt nach wie vor sehr gut, dies beweise
auch die Bestnote AAA der Rating-
Agenturen.

Martin Huber (FDP, Neftenbach)
führte ins Feld, dass die Regierung selbst
im Frühling 2022 noch eine Senkung um

2 Punkte angekündigt habe. «Wir neh-
men sie beimWort», sagte er. Er machte
aber auch deutlich, dass ein Punkt weni-
ger besser als nichts sei. «Wenn wir die
nächsten zehn Jahre so weitermachen,
werden wir die Entlastung auch spüren,
das Ziel wird einfach später erreicht.»
Der Kanton steige so zwar nicht zum
Steuerparadies auf, aber besser einen
Spatz in der Hand als eine Taube auf
dem Dach, sagte er.

Mittelfristig zahlt es sich aus

Der Finanzdirektor Ernst Stocker (SVP)
entgegnete, dass der Kanton Zürich sich
steuerlich keine grossen Sprünge erlau-
ben könne. «Er wird nie ein Tiefsteuer-
kanton sein können, weil das die Zen-
trallasten, die Grösse und die politischen
Mehrheiten nicht erlauben.» Die Rats-
linke war der Ansicht, dass eine Steuer-

senkung nur den Reichen diene und
die Geringverdiener gleich doppelt be-
strafe. Denn erstens würden diese von
den tieferen Sätzen kaum profitieren,
und zweitens würden sie es als Erste
zu spüren bekommen, wenn dem Staat
wegen übermässiger Steuersenkungen
das Geld ausgehe und er deswegen Leis-
tungen kürzen müsse.

Tobias Langenegger (SP, Zürich)
sagte, dass eine Steuersenkung angesichts
des Defizits und der anhaltend trüben
Aussichten ein Fehler sei. «Was Sie hier
machen, ist ein finanzpolitischer Blöd-
sinn», rief er den Bürgerlichen und der
GLP zu. «Kommen Sie zur Räson.» Die
Steuersenkung sei eine Umverteilung
von unten nach oben. Thomas Forrer
(Grüne,Erlenbach) vermisste im Budget
den politischen Gestaltungswillen. «Es
ging hauptsächlich darum, ein bisschen
mit der Sparfahne zu wedeln», sagte er.

Rein rechnerisch bedeutet ein
Steuerprozent weniger einen Einkom-
mensausfall für den Kanton von 70 bis
75 Millionen Franken. Dies allerdings
nur, wenn alle anderen Faktoren un-
verändert bleiben. Die Erfahrung zeigt
aber, dass sich Steuersenkungen für den
Staat mittelfristig auszahlen, weil sie

vermögende Einwohner und gewinn-
kräftige Unternehmen anlocken oder
wenigstens nicht vertreiben.

Dieser Ansicht ist auch der Finanz-
direktor. Die Strategie des Regierungs-
rats sei es, das Steuersubstrat zu erhal-
ten, sagte Ernst Stocker. «Wenn Sie aber
glauben, mit höheren Steuerfüssen hät-
ten Sie mehr Geld, dann stimmt das
einfach nicht», sagte er. Dies zeige nur
schon ein Blick auf etliche Gemeinden
mit hohen Steuerfüssen.Der SVP-Frak-
tionschef Tobias Weidmann (Hettlin-
gen) verglich die Steuersenkungsstrate-
gie der Bürgerlichen und der GLP mit
einem Hotel: Er vermiete lieber alle
Zimmer für einen tieferen Preis als ein
paar wenige für einen hohen.

Tiefere Tarife bedeuten also über
kurz oder lang höhere Einnahmen.
Dies beweisen Kantone wie Zug und
Schaffhausen schon lange. Ausserdem
sind 70 bis 75 Millionen Franken für
den grössten Kanton der Schweiz eine
vergleichsweise kleine Summe: Sein
Gesamtbudget für 2024 liegt bei rund
19 Milliarden Franken.

Prämienverbilligung abgelehnt

Der Kantonsrat diskutierte am Diens-
tag aber nicht nur über den Steuerfuss.
Wie an jeder Budgetdebatte gab es auch
dieses Mal einenAntrag der Ratslinken
auf eine Erhöhung der Prämienverbilli-
gung. Und wie jedes Mal wurde er ab-
gelehnt. Die Erhöhung ging zum Bei-
spiel Claudia Hollenstein (GLP, Stäfa)
zu weit. «Familien mit zwei Kindern und
einem Einkommen von 167 000 Fran-
ken benötigen keine Prämienverbilli-
gung», sagte sie.

Die Gesundheitsdirektorin Nata-
lie Rickli (SVP) warnte vor den hohen
Kosten, 70 bis 150 Millionen Franken
mehr. Schon heute würden jährlich 1,1
Milliarden Franken ausgeschüttet. Vor
allem aber werde mit einerAusweitung
der Prämienverbilligung das Grund-
problem nicht angegangen: der Anstieg
der Gesundheitskosten.

Zum Ende der Beratungen stimmte
der Rat über das Budget ab, das mit
einem Ausgabenüberschuss von 188,7
Millionen Franken rechnet. SP, Grüne
und AL lehnten das Budget aufgrund
der Steuersenkung ab, insgesamt
wurde es aber mit 115 zu 55 Stimmen
angenommen.

Am Ende der Steuererklärung resultiert künftig eine etwas tiefere Zahl. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

OBERGERICHT ZÜRICH

Eritreer stösst am Hauptbahnhof Frau vor einfahrenden Zug
Ein knapp 30-jähriger Schizophrener kämpft gegen einen Landesverweis

TOM FELBER

Am 7.Mai 2021, nachmittags um 16 Uhr
33, fährt ein Zug auf Gleis 4 des Zürcher
Hauptbahnhofs ein.Eine 41-jährige Frau
wird völlig überraschend von einem ihr
unbekannten Mann auf das Gleis ge-
stossen. Die Lokomotive ist noch 50
Meter entfernt.

Laut Anklage stiess der Mann die
Frau, die auf ihr Mobiltelefon blickte,
von hinten mit beiden Händen mit gros-
ser Kraft gegen den Rücken. Die Frau
stürzte «auf allen vieren» aufs Gleis. Sie
erlitt durch den Sturz nur Schürfungen,
konnte sich geistesgegenwärtig aufrap-
peln und rechtzeitig wieder aufs Perron
klettern.

Das Bezirksgericht Zürich ver-
urteilte einen heute knapp 30-jährigen
Eritreer im November 2022 für diese
Tat wegen versuchter vorsätzlicher
Tötung und wegen zahlreicher wei-
terer Delikte zu einer Freiheitsstrafe
von 5 Jahren und 10 Monaten. Der Be-
schuldigte wurde für 8 Jahre des Lan-
des verwiesen.Es wurde eine stationäre
Massnahme im Sinne vonArt. 59Abs. 1

StGB (Behandlung von psychischen
Störungen) angeordnet.

«Stimmen gaben mir Befehle»

In der Berufungsverhandlung vor
Obergericht erklärt der Beschuldigte,
der sich im vorzeitigen Massnahme-
vollzug befindet, dass er grosse Angst
davor habe, nach seinem Klinikauf-
enthalt aus der Schweiz ausgewiesen
zu werden. Der Mann war 2014 aus
der eritreischen Armee desertiert. Er
wolle keinen Landesverweis. Zum
Zeitpunkt der Tat sei er psychisch
krank gewesen, habe Stimmen gehört,
gegen die er sich nicht habe wehren
können.Durch die medikamentöse Be-
handlung und dieTherapie gehe es ihm
heute schon viel besser.

Im psychiatrischen Gutachten ist
ihm eine paranoide Schizophrenie, eine
posttraumatische Belastungsstörung
und derVerdacht auf Epilepsie diagnos-
tiziert worden. Für die Tat im Haupt-
bahnhof ist ihm eineVerminderung der
Schuldfähigkeit im schweren Grad zu-
gebilligt worden.

Vor Gericht erzählt der Mann, er
wisse nicht, warum er die Frau gestos-
sen habe, «einen Grund dafür gab es
nicht.» Die Stimmen hätten ihm Be-
fehle gegeben. Und er versichert, er
habe auch gar nicht gesehen, dass ein
Zug eingefahren sei.

Der Beschuldigte wurde imAlter von
11 Jahren in Eritrea inhaftiert und ver-
brachte zwei Jahre im Gefängnis; laut
seinemVerteidiger ohne zu wissen,wes-
halb. Im Alter von 13 Jahren wurde er
als Kindersoldat ins Militär eingezogen.
Er desertierte, flüchtete 2014 aus Eritrea
und kam 2015 in die Schweiz, wo ihm
Asyl gewährt wurde. Er besitzt die Auf-
enthaltsbewilligung B.

Auf Nachfragen seines Verteidigers
erzählt er, als Soldat habe er während
acht Jahren Armeezugehörigkeit immer
wieder versucht, zu flüchten, sei mehr-
mals ins Gefängnis gekommen und gefol-
tert worden.Er berichtet von einemVor-
fall, bei dem vor seinen Augen mehrere
Kameraden von einem anderen Solda-
ten erschossen wurden und er sich unter
einem toten Kollegen versteckt habe.
Ein andermal sei ein Kollege von einer

Hyäne gefressen worden. Bei einem Ge-
fangenentransport verunfallte er zudem
schwer und lag mit einer Gehirnprellung
mehrereWochen im Koma.

Polizisten beschimpft

Der Staatsanwalt ist vomBerufungspro-
zess dispensiert. Er hat die Bestätigung
des vorinstanzlichen Urteils beantragt.
Der Verteidiger plädiert lediglich auf
einfache Körperverletzung im Haupt-
vorwurf. Der Beschuldigte sei insge-
samt nur mit einer Freiheitsstrafe von
7 Monaten, einer Geldstrafe und einer
Busse zu bestrafen.Die stationäreMass-
nahme ist nicht angefochten. Im Fall der
Bestätigung des vorinstanzlichen Ur-
teils beantragt derAnwalt ein Strafmass
von nur 26 Monaten.

Der Eritreer habe nicht die Absicht
gehabt, die Frau zu töten. Er habe den
einfahrenden Zug gar nicht gesehen.
Objektiv habe auch keine Lebens-
gefahr bestanden. Die Frau habe das
Gleis so schnell wieder verlassen, dass
gar keine Schnellbremsung nötig gewe-
sen sei. Vor allem sei aber von einem

Landesverweis abzusehen. Nicht nur
habe der Beschuldigte aufgrund sei-
ner Flucht als Deserteur eine begrün-
dete Angst vor der Rückführung nach
Eritrea, wo ihm Haft, Folter oder der
Tod drohe. Deshalb bestehe ein Härte-
fall. Nach Einschätzung der Psychiater
sei der Beschuldigte bei einem Landes-
verweis auch suizidgefährdet.

Dem Beschuldigten werden noch
eine ganze Reihe weiterer Delikte vor-
geworfen: Unter anderem soll er im
März 2021 einenWohnungsbrand verur-
sacht haben.Er beschimpfte im Februar
2021 Luzerner Polizisten, sagte ihnen, sie
sollten ihm ihre Pistolen geben, damit er
sie erschiessen könne. Im Februar 2020
rannte er während eines Gottesdienstes
in einer katholischen Kirche zumAltar,
blies zwei Kerzen aus, schrie «Diese
Kirche Teufel, diese Kirche böse», warf
einen Kerzenständer vomAltar, riss das
Mikrofon ab und schleuderte es gegen
eine Sakristanin.

Das Obergericht hat am Dienstag
noch kein Urteil gefällt. Die Urteils-
eröffnung wird voraussichtlich am Mitt-
woch, 20. Dezember, stattfinden.

So viel bringt die Steuersenkung
Einsparung bei der Steuerrechnung bei einem
kantonalen Steuerfuss von 98% und 97%, in Fr.

Einkommen 98% 97%
60000 20 40

100000 49 98
500000 503 1006

1000000 1153 2306

Steuerbares Einkommen Ehepaar, Beträge gerundet, Einsparung vergli-
chen mit einem Steuerfuss von 99%. Angenommen wurde ein Steuerfuss
von 98%.

Quelle: Steuerrechner Kanton Zürich


